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Thema und Ziel der Arbeit

• Ausgangspunkt: Abgrenzungsproblematik zwischen

unverbindlicher, unentgeltlicher Akquiseleistung und 

vertraglicher Leistung, Auswirkung des § 650p Abs. 

2 BGB darauf 

• Zielsetzung der Masterarbeit: Darstellung der 

Abgrenzungsprobleme sowie des § 650p Abs. 2 BGB 

und Ausarbeitung möglicher Lösungsansätze, um 

der Praxis unentgeltlicher Akquisitionsleistungen 

entgegenzutreten



Darstellung der Rechtslage



Akquisition im Architekturbereich

• z.T. unentgeltliche Leistungen in Erwartung eines Auftrags, teilweise begründet durch den 

Wettbewerbsdruck bei angespannter Lage der Baubranche

• wirtschaftliche Risiken (Vergütung?) 



Abgrenzung – Akquisition, Zielfindungsphase/ 
Architektenvertrag

Akquisition Architektenvertrag

Gefälligkeitsverhältnis (a.A. vorvertragliches 
Schuldverhältnis)

„Klassischer“ Architektenvertrag (§ 650p Abs. 1 
BGB) oder Vereinbarung über die 
Zielfindungsphase (§ 650p Abs. 2 BGB)

Keine „zeitliche“ Abgrenzung möglich – unentgeltliche Akquisitionsleistungen beteffen nicht lediglich 
Leistungen, die der Grundlagenermittlung (Leistungsphase 1) vorangehen (a.A. Blomeyer/Zimmermann, 
Leistungsphase 0)

Keine einheitliche „sachliche“ Abgrenzung, stets objektive Umstände des Einzelfalls:

Umfangreiche und uneinheitliche Kasuistik zur Abgrenzung zwischen Akquisition und „klassischem“
Architektenvertrag. Leistungen i.R.d. Zielfindungsphase entsprechen Leistungen, bei denen Rspr. teilweise
annahm, dass es sich um unentgeltliche Leistungen i.R.d. Akquisition handelt.



Akquisition Architektenvertrag

Keine vom Rechtsbindungswillen getragene 
Einigung über die essentialia negotii 

Einigung über die essentialia negotii 

Rechtsbindungswille als Wille, der darauf gerichtet ist, durch die Erklärung bestimmte Rechtsfolgen 
herbeizuführen

Ermittlung durch Auslegung gem. § 133 BGB unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls. 
Maßgeblich ist objektiver Empfängerhorizont, Indizien u.a. wirtschaftliche Bedeutung, Interesse des 
Leistungsempfängers, Risiko des Leistenden, Verwertung der Leistung.



§ 650p BGB Vertragstypische Pflichten aus
Architekten- und Ingenieurverträgen

“Mit dieser Vorschrift soll Fällen Rechnung getragen werden, in denen sich der Besteller mit

noch vagen Vorstellungen von dem zu planenden Bauvorhaben oder der Außenanlage an den

Architekten oder Ingenieur wendet, und daher bei Vertragsschluss noch keine Einigung über alle

wesentlichen Planungs- und Überwachungsziele vorliegt. […]

Mit der Neuregelung soll zugleich einer in der Praxis vielfach zu weitgehenden Ausdehnung der

unentgeltlichen Akquise zu Lasten des Architekten entgegengewirkt werden. Durch die

Einführung einer vertraglichen Pflicht des Architekten oder Ingenieurs; an der Ermittlung von

Planungs- und Überwachungszielen mitzuwirken, stellt der Gesetzgeber klar, dass zum

Zeitpunkt der grundlegenden Konzeption des Bauprojekts durchaus bereits ein Vertrag

geschlossen sein kann. ”

BT-Ds. 18/8586, S. 67



§ 650p BGB Vertragstypische Pflichten aus
Architekten- und Ingenieurverträgen

(1) Durch einen Architekten- oder Ingenieurvertrag wird der Unternehmer verpflichtet, die 

Leistungen zu erbringen, die nach dem jeweiligen Stand der Planung und Ausführung 

des Bauwerks oder der Außenanlage erforderlich sind, um die zwischen den Parteien 

vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen.

(2) Soweit wesentliche Planungs- und Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind, hat 

der Unternehmer zunächst eine Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele zu 

erstellen. Er legt dem Besteller die Planungsgrundlage zusammen mit einer 

Kosteneinschätzung für das Vorhaben zur Zustimmung vor. 



• Ermittlung der (restlichen) „wesentlichen“ Planungs- und Überwachungsziele des Bauherrn
durch Architekten

• Erstellen und Vorlage einer „Planungsgrundlage“ nebst „Kosteneinschätzung“ als
„Entscheidungsgrundlage“ zur Zustimmung an den Bauherrn (wohl Leistungen der
Leistungsphase 1 sowie Teilleistungen der Leistungsphase 2)

• zweiwöchiges Sonderkündigungsrecht des AG gem. § 650r BGB nach Vorlage der Unterlagen
(dazu BGH, BGHZ 235, 153; OLG Frankfurt, NZBau 2022,741; OLG Düsseldorf, NJW-RR 2024,
220; OLG Düsseldorf, BeckRS 2025, 6732)



Kritik

• Unklarheit zu den Begrifflichkeiten der „wesentlichen“ Planungs- und Überwachungsziele, 
„Planungsgrundlage“ und „Kosteneinschätzung“

• Verfehlung des Gesetzeszwecks der Eindämmung der Akquisition, da § 650p Abs. 2 BGB wie 
auch § 650p Abs. 1 BGB eine rechtsgeschäftliche Einigung beider Parteien voraussetzt

• Mangels vollständig feststehender „wesentlicher“ Planungs- und Überwachungsziele 
unzureichende Bestimmtheit oder objektive Bestimmbarkeit der essentialia negotii 
(Unwirksamkeit wegen Unbestimmtheit abgelehnt durch BGH, BGHZ 235, 153)



Lösungsansätze



• Vereinbarungen über unentgeltliche Akquisitionsleistungen (Erleichterung der Abgrenzung)

• Vereinbarungen zur Zielfindungsphase (Definitionen, Umfang etc.)

• Aufklärung und “Werbung” für die Zielfindungsphase

• Korrektur/ Ergänzung des § 650p BGB

• Änderung der Berufsordnungen und des Vergaberechts

• Außerdem: mögliche Entwicklung: Herabsetzung der Schwelle für die Annahme eines
konkludenten Vertragsschlusses bei der Ermittlung des Rechtsbindungswillens



Vereinbarung über unentgeltliche
Akquisitionsleistungen

• Einigung über die Erbringung von Leistungen ohne Gegenleistung in Form eines Entgelts, 

wegen § 7 HOAI Textform empfehlenswert

• wohl Vertrag sui generis, Regelungen der Gefälligkeitsverträge Leihe oder Schenkung 

führen nicht zu interessensgerechtem Ergebnis  > Haftungsprivilegierung, da 

Unentgeltlichkeit

+ • Klarheit über Leistungsumfang - • Keine Vergütung des AN
• Haftungsprivilegierung wegen 

Unentgeltlichkeit



Aufklärung und “Werbung” für die 
Zielfindungsphase

• seit Urteilen des BGH, des OLG Frankfurt und OLG Düsseldorf erhöhte 

Aufmerksamkeit 

• stetig mehr Beratung zur Zielfindungsphase

+ • Entscheidung über grundsätzliche 
Realisierbarkeit auf Grundlage 
einer Kosteneinschätzung und 
Planungsgrundlage

• Sonderkündigungsrecht gem. § 650r 
BGB

• Vergütung der Leistungen

- • Unklare Begrifflichkeiten und 
Leistungsumfang > Definitionen und 
Leistungsbeschreibung sollten 
umfassend abgestimmt werden



Korrektur des § 650p BGB

• Diverse Empfehlungen des Arbeitskreises Architekten- und Ingenieurrecht des Deutscher

Baugerichtstag e.V. i.R.d. 9. Deutscher Baugerichtstag am 12./13.05.2023 in Hamm

• Besonderer Fokus auf

− Bereinigung der Unklarheiten zu den Begrifflichkeiten „Planungsgrundlage“ und Kosteneinschätzung“

durch Legaldefinition oder Anknüpfung an bestehende Terminologie

− Erreichen des Gesetzeszwecks (Eindämmung der ausufernden unentgeltlichen Akquisition),

beispielsweise durch widerlegbare Vermutung, unwiderlegliche Vermutung oder Fiktion eines

Rechtsbindungswillen ab einem gewissen Bezugspunkt (bspw. Verwertung von Leistungen eines

gewissen Umfangs)



Vorschlag

• Ergänzung der Begriffsbestimmungen in Abs. 2 sowie eines Abs. 3.

• Abs. 3:„ Hat der Leistungsempfänger über eine Planungsgrundlage und eine

Kosteneinschätzung hinausgehende Leistungen entgegengenommen, so trifft ihn die

Beweislast, wenn er keinen Architekten- oder Ingenieurvertrag gem. Absatz 2 abschließen

wollte. Dies gilt nicht, sofern es sich bei dem Leistungsempfänger um einen Verbraucher i.S.d.

§ 13 BGB handelt.“



Fazit

• Trotz teilweiser berechtigter Kritik an der Regelung des § 650p Abs. 2 BGB bietet sie eine 

Chance, die Akquisitionsthematik bei Architekten zu überdenken

• § 650p Abs. 2 BGB berücksichtigt grundsätzlich die beidseitigen Interessen angemessen 

(Vergütung – Sonderkündigungsrecht)



Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit!

Johanna Christine Reinwald, LL.M.

Rechtsanwältin

Fachanwältin für Bau und Architektenrecht

j.reinwald@smng.de
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